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~~~[A~ schriftliche Anfrage der Abge­

ordneten Dr. PILZ und Genossen, 

betr. Gewaltanwendung durch Exe­

kutivbeamte (Nr. 963/J) 

"t811ll.B 

1987 -12- 0 1 
zu q6a IJ 

Die von den Abgeordneten Dr. PILZ und Genossen am 

5. Oktober 1987 an mich gerichtete Anfrage Nr. 963/J, 

betreffend Gewaltanwendung durch Exekutivbeamte, beantworte 

ich wit\~ folgt: 

Die vorliegende Anfrage ist eine aus einer Serie von 

insgesamt 59 gleichartigen Anfragen, die von den Abgeordne­

ten Dr. PILZ und Genossen am gleichen Tag und mit gleich­

lautendem Text an mich gerichtet wurden. Alle diese Anfra­

gen unterscheiden sich lediglich dadurch voneinander, daß 

am Schluß des Anfragetextes lapidare Hinweise auf die 

Person oder den Vorfall, auf die sich die Anfrage bezieht, 

angefUhrt werden. 

Alle 59 Anfragen haben behauptete Ubergriffe von 

Organen der Polizei. oder Gendarmerie zum Gegenstand, wobei 

sich die maßgeblichen Ereignisse in den Jahren zwischen 

1979 und 1987 zugetragen haben. 

Wenngleich ich selbstverständlich das Recht der Abge­

ordneten zum Nationalrat, liber alle Vorsänse im Bereich 

der staatlichen Vollziehung Aufklärung zu verlangen, kei­

neswegs in Frage stelle, so möchte ich gerade angesichts 

dieser Flut von Anfragen doch auch darauf verweisen, daß 

die Beantwortung derartigeI' Massenanfragen eine enorme und 

äußerst zeitaufwendige Belastung der Verwaltung verursacht 
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und diese Belastung insbesondere dann das riorffiale Maß bei 

weitem übersteigt, wenn sich Anfragen auf lange zurücklie­

gende Sachverhalte beziehen und daher die Beantwortung 

gerade aus diesem Grund überaus komplizierte Nachforschun­

gen erfordert. 

Ganz allsemein stelle ich fest, daß jeder mir zur 

Kenntnis gelangende angebliche oder tatsächliche übergriff 

von Organen der Polizei oder Gendarmerie stets genauest und· 

mit höchstmHglicher Objektivität untersucht wird und daß in 

dllen diesen Fällen gegen die beschuldigten Beamten die 

erforderlichen strafrechtlichen und disziplinären Maßnahmen 

gesetzt werden. Ich lese größten Wert darauf, daß Anschul­

digungen der geschilderten Art stets von außerhalb des 

Sicherheitsapparates gelesenen Instanzen, nämlich von den 

Staatsanwaltschaften bzw. Gerichten, auf ihre Stichhälti8~ 

kelt überprüft werden. 

Im einzelnen führe ich zur vorliegenden Anfrage aus: 

Zu A) Am 29.5.1984, segen 21.20 Uhr, beobachtete ein 

Sicherheitswachebeamter, wie der Lenker eines PKW's 

entgegen der vorgeschriebenen Fahrtrichtung in Wien 

20., von der ForsthausgQsse kommend, in die Brisitte­

nauer Lände einbog. Der Lenker, Erich TITZ, wurde 

daraufhin zu einer Fahrzeuskontrolle angehalten, 

worauf er den Sicherheitswachebeamten mit folgenden 

Worten ansprach: "Geh' auf die Seite, Du grüner Depp, 

siehst Du nicht, daß es sriln ist!" Der Aufforderung, 

die Fahrzeugpapiere vorzuweisen, kam TITZ nicht nach, 

sondern schimpfte in ähnlicher Art weiter. Da er 

trotz mehrmaliger Abmahnung in der Fortsetzung seines 

lärmenden Verhaltens verharrte, wurde er gemäß § 35 c 

VstG 1950 festgenommen. llm die Festnahme durchfUhren 

zu können, mußte der Beamte P~ssanten ersuchen, über 

Notrllf Verst~rkun8 anzufordern. Von der Funkstelle 

des Informationsdienstes wurden daraufhin zwei Funk-
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wasen €"mtf:ianclt.. Der" Ff.~~:i"l;,8(?nC)lllIM?ne, deI" sich an, Lenk­

r" .HI !;;(~ i nEo)!;; F'K W' ~;; f f.")m"l;,h:i t:d t , k (HHrte n u\" untel- Anwen­

~uns von K6rperkraft au~ meinem Wasen in den Fun~wa­

sen Ubermtellt werden. rITZ ~urcleri, da er ~it Händen 

und FUßen auf die Beamt.en einschlug, Handfesseln 

i:ll"lgf?lF,)st. Er!:it dur"eh diese 11<~ßn<":lhme wur"cle die über"­

stell uns in das Bezirkspolizeikommissariat Wien­

Brisittenau m6S1ich. 

Zu B) Strafanzeise wurde nicht erstattet. 

Zu C) und D) Entfällt im Hinblick auf die Beantwortung der 

Fr" "I S~:) B). 

Zu E) Versetzungen erfolsten nicht~ 
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